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Analysen und Berichte Länderfinanzen

Otto-Erich Geske

Wird es bald einen neuen Länderfi nanzausgleich 
geben?
Derzeit beklagen die Länder Bayern und Hessen vor dem Bundesverfassungsgericht 
ihre Zahlerlasten im Länderfi nanzausgleich. Sie wollen erreichen, dass das geltende 
Finanzausgleichsgesetz nicht erst Ende 2019, sondern schon vorher durch eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts außer Kraft tritt. Aber auch auf der politischen Ebene – das 
sieht der Koalitionsvertrag der Großen Koalition vor – soll über die gesamten Bund-Länder-
Finanzbeziehungen und dabei auch über den Länderfi nanzausgleich verhandelt werden. 

Der Länderfi nanzausgleich (LFA) ist nur eine von mehre-
ren Stufen innerhalb des Steuerverteilungs- und Finanz-
ausgleichssystems im Bundesstaat. Diese Stufe regelt 
die horizontale Umverteilung zwischen den Ländern. Sie 
ist verfassungsrechtlich den zwei Stufen, die das gesamte 
bundesstaatliche Steueraufkommen zwischen Bund und 
Ländern und zwischen den einzelnen Ländern aufteilen, 
nachgeordnet. Im Finanzausgleichsgesetz (FAG) wird den 
Ländern, die ein überdurchschnittliches originäres Steu-
eraufkommen aufweisen (den sogenannten Zahler- oder 
Geberländern), die Verpfl ichtung auferlegt, den anderen 
Ländern über den LFA zu einer besseren Finanzausstat-
tung zu verhelfen. Diese steuerschwächeren Länder (die 
sogenannten Nehmer- oder Empfängerländer) erhalten 
durch die LFA-Stufe Leistungen, die ihre originäre Steu-
erkraft anheben. Dadurch soll es ihnen möglich werden, 
ihre verfassungsrechtlichen Aufgaben auch real wahrzu-
nehmen.

Aufgabengerechte Finanzausstattung für alle Länder

Eine aufgabengerechte Finanzausstattung für alle Länder 
zu schaffen, ist ein Leitbild im Grundgesetz (GG). Der LFA 
vollzieht den verfassungsrechtlichen Auftrag, die originä-
re Steuerkraft der einzelnen Länder auf eine angemes-
sene Mitte hin anzunähern; angemessen zwischen Län-
derautonomie und gesamtstaatlicher Solidarität. Das ist 
unbestritten. Der Konfl ikt zwischen den Ländern beginnt 
erst bei der Höhe der LFA-Umverteilungen. 

Wenn z.B. zwei Zahlerländer ihre Zahlungsverpfl ichtun-
gen verringern wollen, ist die nächstliegende Vorausset-
zung, dass die LFA-Leistungen an die steuerschwachen 
Nehmerländer, also insbesondere die neuen Länder, sys-
tembedingt absinken. Es sei denn, der Bund schließt die 
entstehenden Finanzierungslücken. Damit würden die 
Zahlungsverpfl ichtungen aus dem horizontalen LFA hin-
aus auf die vertikale Ausgleichstufe verschoben werden.

Historische Begründung

Dass ein reduzierter Beitrag der Zahlerländer – wie er po-
litisch und gerichtlich angestrebt wird – für alle LFA-Emp-
fängerländer erhebliche fi nanzielle Einbußen zur Folge 
hätte, ist in der Klage nicht erwähnt.1 Eine angemessene 
fi nanzielle Ausstattung der ostdeutschen Länder wird ge-
nerell ausgeblendet. Die Gründe und Motive, die das FAG 
seit 2005 prägen, werden verschwiegen.

Seinerzeit waren als politische Zielvorgaben von allen 
politischen Entscheidungsträgern in Bund und Ländern 
jährliche Transfers in die neuen Länder von 57 Mrd. DM(!) 
über den Finanzausgleich für notwendig gehalten wor-
den, weil nur so der infrastrukturelle Nachholbedarf ab-
gebaut und die Lebens verhältnisse in den neuen Ländern 
ausgeglichen werden konnten. Rund 32 Mrd. DM sollten 
über den LFA und die aufgestockte horizontale Umsatz-
steuerverteilung an die neuen Länder geleitet werden. Um 
die damit für die alten Länder verbundenen stärkeren Be-
lastungen auszugleichen, erhöhte der Bund den Länder-
anteil an der Umsatzsteuer um 7 Prozentpunkte zu seinen 
Lasten.2

An aktuellen Zahlen des Bundesministerium der Finanzen 
lässt sich dokumentieren,3 wohin heute die Transferströ-
me des umstrukturierten bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs fl ießen: Die Empfänger sind ganz überwiegend 

1 Vgl. Antrag der Länder Bayern und Hessen vom 4.3.2013 im Verfahren 
der abstrakten Normenkontrolle, ob gesetzliche Regelungen im Maß-
stäbegesetz und im Finanzausgleichsgesetz mit dem Grundgesetz 
unvereinbar sind (im Folgenden als Klageschrift zitiert).

2 Siehe Zusammenhänge und Einzelheiten des historischen Entschei-
dungsprozesses bei O.-E. Geske: Der bundesstaatliche Finanzaus-
gleich, WiSo-Kurzlehrbücher, Reihe Volkswirtschaft, München 2001, 
S. 115 ff., http://www.ottoerichgeske.de/fi les/OEGeske-Der_bundes-
staatliche_Finanzausgleich.pdf (ab 1.9.2014).

3 Bundesministerium der Finanzen: Monatsbericht, Februar 2014, 
S. 31.
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die ostdeutschen Flächenländer und Berlin. Diese „neuen 
Länder“ erhalten 91% der umverteilten Ergänzungsanteile 
und 67% der LFA-Mittel (sowie 73% der Ergänzungszu-
weisungen vom Bund). Die historische Entscheidungsla-
ge mit der Einbeziehung der „neuen Länder“ führte also 
zu einer gravierenden Veränderung des LFA, die heute 
noch die Struktur des föderativen Finanzausgleichssys-
tems und insbesondere des LFA prägt.

Die in der Klage ausgeklammerte historische Begründung 
des LFA ist das stärkste Argument gegen die Antragsbe-
gründungen. Mit der Ausblendung dieses historischen 
Sachverhalts ist es für die Kläger einfacher, die „Ange-
messenheit“ des Finanzausgleichsbegriffs ausschließlich 
aus ihrer Sicht und nach der Interessenlage der westdeut-
schen Zahlerländer auszulegen und dabei die geringe 
Finanzkraft der betroffenen neuen Länder unerwähnt zu 
lassen. Das hat zur Folge, dass in den Klageerwiderungen 
der Vorwurf erhoben wird, dass die Ausführungen der An-
tragsteller einseitig und unhistorisch seien.

Politische Zielvorgaben

Bayern und Hessen, aber auch Baden-Württemberg, sind 
seit Jahren Zahlerländer.4 Sie sehen sich durch die der-
zeitigen Regelungen des FAG als überbelastet an. Das 
bringen die Klageländer mit einer ihrer Kernthesen zum 
Ausdruck: „Nur noch 3 Zahlerländer müssen inzwischen 
13 Nehmerländer unterstützen“. Mit dieser Begründung 
hatten die Bayerische Staatsregierung und die Hessische 
Landesregierung am 5.2.2013 beschlossen, das Bundes-
verfassungsgericht (BVerfG) mit einem Normenkontroll-
antrag anzurufen.5

Die gemeinsame Klage sei „ein Akt politischer Notwehr“6. 
Der Länderfi nanzausgleich in seiner jetzigen Form sei 
„unsolidarisch, ungerecht und leistungsfeindlich“7. „Als 
letzte Zahlerländer“ würden Bayern und Hessen vom 
BVerfG „Minderheitenschutz erwarten“. Als politisch ak-

4 Baden-Württemberg hat sich nicht an der Klage beteiligt, dazu aber 
schriftlich Stellung genommen.

5 Gemeinsame Erklärung des Hessischen Ministerpräsidenten Volker 
Bouffi er und des Bayerischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer am 
5.2.2013 im Schloss Biebrich, Pressestelle Hessische Staatskanzlei 
vom 5.2.2013; Pressemitteilung der Bayerischen Staatsregierung 
vom 25.3.2013; sowie dazu die Anlage „Eckpunkte der Klage gegen 
den Länderfi nanzausgleich“.

6 Klageschrift, S. 62; Ministerpräsident Seehofer et al.: „Klage gegen 
Länderfi nanzausgleich als Akt der politischen Notwehr beim Bundes-
verfassungsgericht heute eingereicht“, Pressemitteilung der Bayeri-
schen Staatsregierung vom 25.3.2013.

7 Ministerpräsident Seehofer in der gemeinsamen Pressekonferenz 
nach Pressemitteilung der Pressestelle der hessischen Staatskanzlei 
vom 5.2.2013: Hessen und Bayern beschließen Klage gegen den Län-
derfi nanzausgleich.

zeptierte Obergrenze für eine angemessene Zahlerlast 
im LFA wurden von Ministerpräsident Bouffi er für Hessen 
500 Mio. Euro jährlich genannt,8 für Bayern von Finanzmi-
nister Söder eine Deckelung der bayerischen Budgetzah-
lungen auf 1 Mrd. Euro.9 Eine so weitgehende Absenkung 
der Verpfl ichtungen der Geberländer auf weniger als ein 
Drittel ihrer derzeitigen Zahlerlast würde eine völlige Ver-
änderung des gegenwärtigen LFA voraussetzen. Wie zu 
erwarten war, haben die Nehmerländer und die Bundes-
regierung in ihren Stellungnahmen zur Klage den Ände-
rungswünschen widersprochen.

Finanzwirtschaftliche Bedeutung des 
Länderfi nanzausgleichs

Das Volumen des LFA betrug 2013 8,46 Mrd. Euro. Das 
sind nur 3,03% des gesamten fi nanzausgleichsrelevan-
ten Steueraufkommens der Länder von 278,7 Mrd. Euro. 
Die Zahlungsverpfl ichtungen der überdurchschnittlich 
steuerstarken Länder gegenüber den steuerschwächeren 
Ländern betrugen 2013

• für Bayern 4,32 Mrd. Euro,
• für Baden-Württemberg 2,43 Mrd. Euro und
• für Hessen 1,71 Mrd. Euro.

Wie diese Beiträge auf die Empfängerländer verteilt wer-
den, zeigt Tabelle 1.

An erster Stelle des Klagebegehrens steht die Abschaf-
fung der Einwohnerwertung für Berlin, Hamburg und Bre-
men. Derzeit erhält der Stadtstaat Berlin mit 3,338 Mrd. 
Euro die mit Abstand höchsten Leistungen aus dem LFA. 
Alle drei Stadtstaaten – Berlin, Bremen, Hamburg – hatten 
2012 zusammen einen effektiven fi nanziellen Vorteil durch 
die Stadtstaatenwertung von rund 5,2 Mrd. Euro.10

8 Ministerpräsident Bouffi er am 7.9.2013 im Interview mit dem Darm-
städter ECHO.

9 Finanzminister Söder am 10.2.2014 im Münchener Finanzministerium, 
in: BR-Nachrichten vom 1.2.2014.

10 So die Antragsteller Bayern und Hessen in der Klageschrift vom 
5.3.2013, S. 62.

Dr. Otto-Erich Geske war unter anderem Staats-
sekretär im Hessischen Ministerium der Finanzen und 
Ministerialdirektor im Bundesministerium der Finanzen.
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Tabelle 1
Empfänger des Länderfi nanzausgleichs, 2013
in Mio. Euro

In der Klageschrift wird vorrangig die Einwohnerwertung 
im LFA kritisiert, obwohl das BVerfG diese Regelungen 
schon in früheren Verfahren über die Verfassungskon-
formität des LFA in den Jahren 198611 und 199212 geprüft 
hatte.

Antragsbegründung zu den Stadtstaaten 

Das BVerfG kann aktuell nur prüfen, ob das geltende FAG 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist, es kann aber keine 
neue Finanzverfassung schaffen. Beantragt haben die 
beiden Klageländer, dass das BVerfG den LFA für nichtig 
oder verfassungswidrig erklären solle. Nach Auffassung 
der Klageländer ist die Stadtstaatenregelung bereits dem 
Grunde nach verfassungswidrig, da sie einen abstrakten 
Mehrbedarf in den einnahmeorientierten Begriff der Fi-
nanzkraft integriere.

Das BVerfG hatte allerdings schon in seinem ersten 
grundlegenden Urteil von 1986 die Berücksichtigung „der 
vorgegebenen Eigenart der Stadtstaaten durch die Ein-
wohnerwertung des § 9 Abs. 2 FAG“ als „dem Grunde 
nach zumindest zulässig“ und „sachgerecht“13 bezeich-
net. Das Bestehen von Stadtstaaten gehöre zum histori-
schen Bestand der deutschen Staatsentwicklung. In ei-
nem weiteren Urteil zum LFA von 199214 hatte das BVerfG 
seine Rechtsprechung bestätigt, dass sich die Angemes-
senheit der Einwohnerwertung aus „unverfügbar vorge-
gebener struktureller Eigenart“ der Stadtstaaten ergebe. 
Das Gericht hatte also seine grundsätzliche Unterschei-
dung zwischen einer spezifi schen Stadtstaatenregelung 
und einem Sonderbedarf von Ländern – entgegen den 

11 BVerfGE, Bd. 72, S. 330 f.
12 BVerfGE, Bd. 86, S. 239 f.; auch BVerfGE, S. 101, S. 158. ff. aus 1999 

enthält Aufträge und Klarstellungen.
13 BVerfGE, Bd. 72, S. 415.
14 BVerfGE, Bd. 86 vom 27.5.1992, S. 239.

Behauptungen der Kläger – wiederholt begründet. Da-
gegen werden jetzt in der Klageschrift die wiederholten 
Feststellungen des BVerfG als „nicht überzeugend“15 be-
zeichnet und noch einmal in Frage gestellt.

Widerspruch gegen die Einwohnerwertung

Die Kläger bestreiten, dass der Gesetzgeber die Höhe 
der stadtstaatenspezifi schen Einwohnerwertung mit der 
rechnerischen Gewichtung von 135% sachgerecht fest-
gesetzt hat. In der Gesetzgebung sei einem Prüfungsauf-
trag des BVerfG nicht angemessen Rechnung getragen 
worden.16 Doch alle Aufträge des BVerfG zur Einwohner-
wertung hat der Gesetzgeber erfüllt. In der Entscheidung 
von 198617 hat das BVerfG als Indikatoren beispielhaft 
einen schlichten Großstadtvergleich benannt. In dem 
späteren LFA-Urteil von 1992 hatte das BVerfG aner-
kannt, dass der Überprüfungsauftrag aus dem ersten Ur-
teil auftragsgerecht erfüllt worden sei. Es hatte auch die 
Schlussfolgerung des Gesetzgebers, die Einwohnerwer-
tung von 135% beizubehalten, bestätigt.18 Dies sei von 
Verfassungs wegen nicht zu beanstanden.19

Der Gesetzgeber hatte auch dem vom BVerfG im Urteil 
von 199920 erteilten weiteren Überprüfungsauftrag zur 
Einwohnerwertung Rechnung getragen. Seiner Entschei-
dung lag insbesondere ein Gutachten des Bundesamtes 
für Bauwesen und Raumordnung mit einer umfangreichen 
Untersuchung über „Abstrakte Mehrbedarfe im Länderfi -
nanzausgleich“ zugrunde,21 in dem auch die Überprüfung 
der Einwohnerwertungen vorgenommen wurde.22 Die 
Berechnungen hatten ergeben, dass die empirischen Er-
gebnisse die strukturelle Besonderheit der Stadtstaaten 
belegen;23 sie würden in allen Varianten in einer Bandbrei-
te zwischen 112% und 146% deutlich vor den Flächenlän-
dern24 liegen. Die in den Klageerwiderungen vorgetrage-
nen tatsächlichen Abläufe zeigen, dass die Behauptung 
der Kläger nicht zutrifft, der Gesetzgebungsprozess und 
die Beratungen im Bundestag seien mangelhaft gewesen. 
Dennoch behaupten die Antragsteller heute, dass der 
Gesetzgeber dem ihm vom BVerfG erteilten Prüfauftrag 
nicht hinreichend nachgekommen sei.25

15 Klageschrift, S. 59.
16 Klageschrift, S. 65.
17 BVerfGE, Bd. 72, S. 415.
18 BVerfGE, Bd. 86, S. 240 f.
19 Ebenda.
20 BVerfGE, Bd. 101, S. 230.
21 Vgl. Bundesministerium der Finanzen: Die Neuordnung des bundes-

staatlichen Finanzausgleichs, Schriftenreihe, Bd. 73, 2003, S. 45 f.
22 Siehe M. Eltges et al.: Abstrakte Mehrbedarfe im Länderfi nanzaus-

gleich, Gutachten im Auftrag des BMF, Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung, Bonn 2001.

23 Ebenda, S. 100.
24 Ebenda, S. 98.
25 Klageschrift, S. 64 f.

Stadtstaaten Flächenländer West Flächenländer Ost

Berlin 3338 Niedersachsen 106 Brandenburg 521

Bremen 589 Nordrhein-
Westfalen

693 Mecklenburg-
Vorpommern 464

Hamburg 87 Rheinland-Pfalz 243 Sachsen 1002

Saarland 138 Sachsen-Anhalt 563

Schleswig-Holstein 169 Thüringen 547

Insgesamt 4014 1349 3097

Quelle: Bundesfi nanzministerium: Tabelle in Bundestags-Drucksache, 
18/729, S. 40.
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Verfassungsgerichtliche Anforderungen an den 
gesetzgeberischen Beratungsprozess

Bei ihrem Vorwurf legen die Kläger einen Maßstab für die 
Verfassungsmäßigkeit des legislativen Prozesses zugrun-
de, der sich angeblich aus den Vorgaben des BVerfG er-
gibt, in Wirklichkeit aber den Ausführungen des Gerichts 
widerspricht. Tatsächlich sind die verfassungsgerichtli-
chen Anforderungen wesentlich niedriger als von den Klä-
gern behauptet. „Die fi nanzwissenschaftlich ermittelten 
Daten“, so führt das BVerfG aus, „können nur Indikatoren 
sein, Anhaltspunkte geben und den Rahmen einer ange-
messenen Einwohnerwertung abstecken. Es verbleibt in 
der Gestaltungsbefugnis des Gesetzgebers, innerhalb 
dieses Rahmens die genaue Höhe der Einwohnerwer-
tung festzulegen … Auch ist der Gesetzgeber nicht ver-
pfl ichtet, die Gründe für die Wahl des konkreten Wertes 
der Einwohnerwertung darzulegen; bei der Gestaltung 
des Länderfi nanzausgleichs übt er, anders als eine Ver-
waltungsbehörde, kein gesetzesgebundenes Ermessen 
aus“26.

Für eine solche Wertung haben beide Gutachten nicht 
135% als punktgenau errechneten Prozentsatz emp-
fohlen, sondern Variantenrechnungen mit Bandbreiten 
erstellt, die im ifo-Gutachten 125% bis 143%27 betrugen 
und beim Gutachten des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung 112% bis 147%.28 Die vom Gesetzgeber 
bestimmte Zahl von 135% war also ein Mittelwert inner-
halb der in den Gutachten aufgezeigten Bandbreiten. Der 
wirkliche gesetzgeberische Beratungsprozess ist in den 
vorgelegten Klageerwiderungen ausführlich dargestellt. 
Daraus wird deutlich, wie substanzlos die Behauptung 
der Kläger ist, dass die geltende Einwohnerwertung bei 
den Staatstaaten im FAG wegen Mängel der Gesetzge-
bungstätigkeit und der Parlamentsberatung fehlerhaft ge-
wesen und daher verfassungswidrig sei.

Stadtstaatenregelung für Berlin

Eine besonders kritische Beachtung in der Antragsschrift 
erhält die ausgleichsrechtliche Stellung des Stadtstaates 
Berlin. Insgesamt erhalte Berlin die höchsten Zahlun-
gen aus dem LFA. Deshalb würden die Klageländer ihre 
größte Entlastung von einer Abschaffung der erhöhten 
Einwohnerwertung für Berlin erwarten.29 Bisher würden 

26 BVerfGE, Bd. 86, S. 240 f.
27 Siehe M. Hummel, W. Leibfritz: Die Stadtstaaten im Länderfi nanz-

ausgleich, Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums der Finan-
zen, ifo-Studien zur Finanzpolitik, Nr. 45, München 1987, S. 81 ff. Die 
Bandbreiten des Ifo-Gutachtens von 1987 wurden 2001 aktualisiert: 
Berlin zwischen 131% bis 144%, Bremen 133% bis 144% und Ham-
burg 132% bis 145%.

28 Siehe M. Eltges et al., a.a.O., S. 98.
29 Klageschrift, S. 63.

mit 3,3 Mrd. Euro etwa 42%30 des gesamten LFA-Aus-
gleichsvolumens nach Berlin fl ießen. Als Erklärung hier-
für, so heißt es in der Antragsschrift, „könne nicht auf die 
Hauptstadtfunktion Berlins verwiesen werden. Denn die 
Repräsentation des Gesamtstaates in der Hauptstadt sei 
gemäß Art. 22 GG Bundesaufgabe und müsse daher vom 
Bund fi nanziert werden“31.

Dieser Rechtsauffassung hat die Bundesregierung wider-
sprochen. Nach ihrer Auffassung32 „folgt ... aus dem Bun-
desstaatsprinzip und dem allgemeinen Gleichheitssatz 
ein föderatives Gleichbehandlungsgebot für den Bund 
im Verhältnis zu den Ländern“33. Eine Streichung der Ein-
wohnerwertung im Länderfi nanzausgleich lediglich für 
das Land Berlin würde hiergegen verstoßen.

Als Zwischenergebnis ist festzustellen, dass die Antrag-
steller weder die Tatsachen noch die Rechtslage zum 
LFA-Status von Berlin sowie zur generellen Beseitigung 
der Stadtstaatenregelung im LFA richtig widergegeben 
haben. Eine Verfassungswidrigkeit ist deshalb nicht zu 
erkennen.

Finanzkraft und Finanzbedarf der Kommunen

Zu den kritisierten, aber nicht ausdrücklich als verfas-
sungswidrig bezeichneten gesetzlichen Vorschriften ge-
hören auch die Regelungen für die Höhe der im geltenden 
FAG festgelegten Einbeziehung der Kommunalsteuer-
kraft. Sie war 2001 von 50% auf 64% erhöht worden. Nach 
der Behauptung der Kläger sei der Grad der Einbeziehung 
der kommunalen Einnahmen nicht nachvollziehbar. Defi -
nition, Berechnungsmodus und Höhe des kommunalen 
Finanzbedarfs seien nicht erkennbar.34 Doch die Fakten, 
die in den Klageerwiderungen vorgetragen werden, sa-
gen etwas anderes. Der Bundestag hatte die kommunale 
Ebene in seinen Beratungen ausdrücklich berücksichtigt. 
Es war die bekundete Absicht, die Bemessungsgrundlage 
anzuheben, um damit eine größere Beitragspfl icht der rei-
chen Länder zu erzielen, zumal alle Länder in der gesam-
ten Paketlösung entlastet wurden.

Die Kläger sind auf die parlamentarische Beratung dar-
über und auf die einschlägigen Bundestagsdokumente35 
nicht eingegangen. Deshalb kann hier das Zwischener-

30 Vom Verfasser aktualisiert: Für 2013 laut Bundesministerium der Fi-
nanzen: 39,4%; nämlich 3,338 Mrd. Euro von 8,459 Mrd. Euro.

31 Klageschrift, S. 63
32 So Parlamentarischer Staatssekretär Koschyk beim Bundesministerium 

der Finanzen am 6.9.2013, Bundestags-Drucksache, 17/14712, S. 29 f.
33 BVerfGE, Bd. 72, S. 330, S. 404.
34 Klageschrift, S. 57.
35 Siehe dazu den Hinweis auf die Beratungen des Maßstäbegesetzes/

Länderfi nanzausgleichsgesetz im Bundestag. Vgl. Bundesministeri-
um der Finanzen: Die Neuordnung ..., a.a.O.
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gebnis nur lauten: Der Gesetzgeber hat über den Umfang 
der Einbeziehung der kommunalen Steuerkraft beraten 
und entschieden. Das stützt nicht die erhobene Rüge ei-
ner unzureichenden Gesetzesberatung.

Verfassungsverletzung auch beim „Grundsatz der 
Folgerichtigkeit“?

Zwei Begriffe sind für die Begründung der Klage von er-
heblichem Gewicht, die aber der verfassungsrechtlichen 
Rechtsprechung und der Literatur zum föderativen Fi-
nanzausgleichsrecht fremd sind. Das ist das angebliche 
Verfassungsgebot der Folgerichtigkeit und im Kontext 
dazu das örtliche Steueraufkommen als Maßstab für alle 
Stufen des Finanzausgleichssystems.

Nach Auffassung der Antragsteller ist die Folgerichtigkeit 
ein ungeschriebener Verfassungsgrundsatz. Er ist in der 
Klageschrift inhaltlich und institutionell konstruiert wor-
den und soll die Funktion des vierstufi gen verfassungs-
rechtlichen Rahmens des bundesstaatlichen Finanzaus-
gleichs ersetzen und eine bindende Gesamtbetrachtung 
für alle vier Stufen des Finanzausgleichssystems nach 
einheitlichen, übergreifenden Kriterien und Bewertungs-
rastern vorgeben.36 Das steht der grundgesetzlichen 
Struktur der Finanzverfassung entgegen und hat mit ei-
ner differenzierten Stufenregelung für die Steuerzuteilung 
und den Finanzausgleich nichts mehr zu tun. Denn verfas-
sungsrechtlich ist der Inhalt jeder der vier Stufen vorge-
geben: die Steuerverteilung zwischen Bund und Ländern, 
die Zuordnung der Steuern auf die einzelnen Länder, der 
LFA und die ergänzenden vertikalen Zuweisungen des 
Bundes. Jede Stufe verfolgt eigene Ziele nach eigenen 
Verteilungskriterien.

Das erfundene Gebot der Folgerichtigkeit wird in den vor-
liegenden Klageerwiderungen eindeutig bewertet. Von 
den Klägern werden „gefestigte Grundannahmen zum in-
haltlichen Verständnis der Art. 106 und 107 GG, zu denen 
insbesondere die Rechtsprechung des BVerfG beigetra-
gen hat und die bislang als ausgewogener Rahmen der 
politischen Gestaltung und der einfachgesetzlichen Wer-
tung galten, zum Teil verlassen,“ lautet die kritische Be-
wertung von Korioth.37 Generell lässt sich gegenüber der 
verfassungspolitischen Forderung der Folgerichtigkeit 
feststellen, dass es nur bei einem „anderen“ Leitbild der 
Verfassung möglich ist, die im Grundgesetz vorgegebe-
ne eindeutige Strukturierung einer normierten Stufenre-
gelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems 
zu verwerfen und durch einen angeblichen verfassungs-
rechtlichen „Grundsatz der Folgerichtigkeit“ zu ersetzen. 

36 So S. Korioth: Stellungnahme zum Klageantrag, vom 19.3.2014, S. 62.
37 Ebenda, S. 9.

Das von den Klägern konstruierte Verfassungsgebot ist 
ein Gegenmodell zur geltenden Finanzausgleichsnormie-
rung und kann kein Maßstab für die verfassungsgerichtli-
che Normenkontrolle sein.

Funktion des „originären Aufkommens“ in der 
Klageschrift

Das Grundgesetz enthält den Begriff des örtlichen Auf-
kommens. Der ist in Art. 107 Abs. 1 S. 1 GG defi niert und 
regelt die Steuerzuteilung nach dem Kassenprinzip. Er 
bezieht sich aber nur auf den Landesanteil am Aufkom-
men der Einkommen- und der Körperschaftsteuer, die 
den einzelnen Ländern nur insoweit zustehen, als die 
Steuern von den Finanzbehörden in ihrem Gebiet verein-
nahmt werden. Dagegen wird das örtliche Aufkommen 
im Sinne der Kläger als originäres leistungsgerechtes 
Besteuerungskriterium verabsolutiert und ist „folgerich-
tig“ der allein bestimmende Maßstab für alle gesetzlichen 
Steuerzuordnungen und ausgleichswirksamen Steuer-
quellen: „Es liegt auf der Hand, dass die Steuerverteilung, 
die eine adäquate Abbildung der Steuerkraft darstellen 
soll, anderen Grundsätzen genügen muss, als der Län-
derfi nanzausgleich, der Manifestation des bundesstaat-
lichen Solidarprinzips ist.“ Nach der geltenden Verfas-
sung muss „der Gesetzgeber auf jeder der vier Stufen der 
bundesstaatlichen Finanzverteilung eine stufengerechte 
Lösung fi nden. Stufengerechtigkeit bedeutet aber nicht 
etwa, dass auf allen vier Stufen die gleichen Regeln und 
Vorgaben zur Anwendung kommen“.38

Aus der Überhöhung des originären Steueraufkommens 
ergibt sich auch „folgerichtig“, dass in der Klageschrift 
jedes fi nanzrechtliche Instrument mit Ausgleichswir-
kungen als nivellierend abgewertet wird. Zwangsläufi g 
werden damit, weil durch den Einwohnerbezug bei der 
Verteilung nivellierend wirkend, sowohl das Umsatzsteu-
eraufkommen als auch die Ergänzungsanteile aus dem 
Umsatzsteuervorausgleich diskreditiert. Zutreffend stellt 
Korioth fest: Es gibt kein – im Antrag mehr fi nanzpoli-
tisch als verfassungsrechtlich begründetes – Leitziel der 
durchgehenden Einnahmenverteilung nach dem örtlichen 
Aufkommen, sondern differenzierte Verteilungs- und Um-
verteilungsgrundsätze.39

Wenn das wirtschaftswissenschaftliche Gutachten von 
Lars P. Feld40 auch nur als Anlage der Klageschrift beige-

38 J. Wieland: Stellungnahme zum Klageantrag, vom 25.3.2014, S. 24.
39 S. Korioth, a.a.O., S. 33 f.
40 Klageschrift, S. 16 ff. Ausführlich dargestellt ist die vom Leitbild des 

Grundgesetzes abweichende Konzeption von Lars P. Feld in seinem 
soeben veröffentlichten „Referat zum 70. Deutschen Juristentag“, 
(beginnend mit A.1. „Die deutsche Finanzverfassung hat sich in den 
vergangenen Jahrzehnten nicht bewährt“).
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Tabelle 2
Finanzkraft der Zahlerländer des Länderfi nanzausgleichs (LFA), 2013

Quelle: BMF-Aufl istungen aus Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Meister vom 31.1.2014, Bundestags-Drucksache, 18/412, S. 34 f.

fügt ist, so bestimmen einige wesentliche Überlegungen 
zu den Anreizwirkungen des Finanzausgleichssystems 
doch die gesamte Antragsbegründung. Es mag zutreffen, 
wie Wieland41 die Ausführungen von Feld in der Antrags-
schrift erfasst und bewertet: Sie sind „verfassungsrecht-
lich irrelevant“ und beruhen auf einem wirtschafts- und 
fi nanzpolitischen Modell der Steuerverteilung, das ohne 
Bezug zur Finanzverfassung des Grundgesetzes entwi-
ckelt worden ist.

Methodisch haben die Ausführungen keinerlei Bezug zu 
den Umverteilungsfunktionen des distributiven Finanz-
ausgleichs. Denn dieser hat die verfassungsrechtlich vor-
gegebene Aufgabe, die Unterschiede in der Finanzkraft 
der Länder durch Umverteilung anzunähern und nicht die 
originäre Steuerkraft der Zahlerländer zu sichern und ge-
gen alle Instrumente des Finanzausgleichs zu verteidigen. 

Forderungen nach „Anreizen“ im Finanzausgleich 
systemwidrig

Beim Studium der Klageschrift für das BVerfG fällt der 
häufi ge Gebrauch der „Anreiz“-Vokabel auf. Das lässt 
sich auf die politische Vorgabe zurückführen, in der die 
Forderung nach „mehr Anreizen im Finanzausgleich“ ein 
zentrales Ziel der Zahlerländer ist. Anreiz wird gleichbe-
deutend angewendet, wenn von „weniger zahlen“ und 
„geringerer Belastung“ der steuerstarken Länder die Re-
de ist. Defi niert oder auch nur präzisiert wird der Begriff 
aber nicht und bleibt damit konturenlos.

Die seit 2005 eingeführte „Leistungsprämie“ in § 7 Abs. 3 
FAG gilt allgemein als ungeeignetes Anreizinstrument und 
wird als wirkungslos kritisiert. Auch in der Klageschrift ist 
jetzt die „Leistungsprämie“ sogar ein Beispiel für verfehlte 
Anreizwirkungen des Ausgleichssystems.42 Dennoch wird 
politisch immer noch ein „deutlich anreizgerechter ausge-
statteter LFA“ gefordert, ohne dass bisher ein alternativer 
Vorschlag für eine Verbesserung des Systems der Leis-

41 J. Wieland, a.a.O., S. 8.
42 Klageschrift, S. 83.

tungsanreize entwickelt worden ist. Diese Widersprüch-
lichkeit ist ein Indiz dafür, wie systemfremd die Anreizar-
gumentation im Finanzausgleich ist. An keiner Stelle wird 
erläutert, wie sich die angeblich erforderlichen Anreize zu 
dem verfassungsrechtlichen Ziel eines angemessenen 
Ausgleichs verhalten. In ihrer Klageschrift vertreten die 
Antragsteller also eine Gegenposition zur geltenden Fi-
nanzverfassung. Eigentlich sollte auch den Klageländern 
klar sein, dass sich mit derartig sachfremden und alterna-
tiven Positionen ein Antrag beim BVerfG nicht erfolgreich 
begründen lässt.

Finanzkraft der Zahlerländer im 
Länderfi nanzausgleich 2013

Die Antragsteller halten die Höhe der Abschöpfung im LFA 
für leistungsfeindlich, weil dadurch die Wirtschaftskraft 
ihrer Länder gefährdet werde. Es lohne sich für ein Land 
kaum, eine höhere Wirtschaftskraft durch Ansiedlung 
von Unternehmen zu erzielen.43 Die in der Klageschrift 
ausgewiesenen marginalen Abschöpfungsquoten für die 
Landeshaushalte der Zahlerländer werden mit 86% bis 
91% angegeben.44 Die Kläger verweisen dazu auf die Er-
gebnisse von Modellrechnungen, die der Klage beigefügt 
wurden. Dem stehen realistische und aussagefähige Er-
gebnisse nach den Zahlen des BMF gegenüber, die die 
Finanzkraft der Zahlerländer vor und nach der LFA-Stufe 
aufzeigen (vgl. Tabelle 2).

2013 betrug das Umverteilungsvolumen im LFA 8,5 Mrd. 
Euro, was – nach den veröffentlichten Zahlen des BMF45 
– einem Anteil von 3,0% der in den Ausgleich einbezoge-
nen Finanzkraft entspricht. Im Verhältnis zu der jeweiligen 
Finanzkraft der Zahlerländer beliefen sich die Ausgleichs-
beiträge Bayerns auf 8,8%, Baden-Württembergs auf 
6,1% und Hessens auf 7,4% (vgl. Tabelle 2). Die drei steu-
erstarken Zahlerländer verlieren durch den LFA von ihrer 

43 Ebenda, S. 17.
44 Ebenda, S. 17 f.
45 So die hier zitierten Ausführungen des Bundesministeriums für Finan-

zen: Monatsbericht des BMF, a.a.O., S. 29.

Zahlerländer vor LFA nach LFA Veränderung vor LFA nach LFA

(in Euro je Einwohner) in % in % des Länderdurchschnitts

Bayern 3911 3566 -345 -8,8 115,9 105,7

Baden-Württemberg 3749 3520 -229 -6,1 111,2 104,4

Hessen 3826 3542 -284 -7,4 113,4 105,0
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Finanzkraft (vor LFA) erheblich, sie liegen aber nach dem 
LFA – bei Bayern mit 105,7%, bei Baden-Württemberg mit 
104,4% und bei Hessen mit 105,0% – noch deutlich ober-
halb des Länderdurchschnitts.

Das BMF hat die realen Abschöpfungsquoten durch den 
LFA in der zeitlichen Abgrenzung eines Haushaltsjahres 
veröffentlicht.46 In einem Jahresvergleich 2013 gegenüber 
2012 erzielten danach die Zahlerländer fi nanzausgleichs-
relevante Steuermehreinnahmen von 1049 Mio. Euro für 
Baden-Württemberg, von 2754 Mio. Euro für Bayern und 
von 1466 Mio. Euro für Hessen.47 Dabei gingen die Aus-
gleichszahlungen von Baden-Württemberg um 337 Mio. 
Euro zurück; die Ausgleichszahlungen von Bayern erhöh-
ten sich um 523 Mio. Euro und von Hessen um 406 Mio. 
Euro. Daraus lassen sich Abschöpfungsquoten für die 
Klageländer Bayern von 19% und Hessen von 28% er-
rechnen. Vor dem Hintergrund dieser BMF-Zahlen schei-
nen die Quoten der Klageschrift fragwürdig. Sie widerle-
gen die mit ihnen hergeleitete Überforderungsthese.

Zusammenfassung und Wertung

Die Länder Bayern und Hessen wollen möglichst bald 
wesentlich weniger in den Länderfi nanzausgleich zahlen: 
Für sie ist der LFA in seiner jetzigen Form „unsolidarisch, 
ungerecht und leistungsfeindlich“48. Wie die Klageländer 
zu den von ihnen angestrebten politischen Mehrheiten 
kommen wollen, bleibt offen. Die Klage richtet sich nur 
mittelbar gegen die einzelnen Maßnahmen im LFA. Direkt 
kritisiert werden aber in allen Punkten ausdrücklich die 
Mängel des Gesetzgebungsprozesses. Vor allem werden 
die Stadtstaaten angegriffen, da die Einwohnerwertung 
abgeschafft werden soll. Dieser Vorschlag widerspricht 
mehrfachen Entscheidungen des BVerfG; und zwar so-
wohl über die strukturelle Eigenart der Stadtstaaten als 
auch über die Höhe der festgelegten Einwohnerwertung.

46 Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Michael Meister, 
Bundestags-Drucksache, 18/640, S. 13.

47 Die Zahlen für das dritte Zahlerland Baden-Württemberg lauten: 
Steuermehreinnahmen 1049 Mio Euro; die Ausgleichszahlungen gin-
gen sogar um 337 Mio. Euro zurück.

48 Klageschrift, S. 62; Ministerpräsident Seehofer et al., a.a.O.

Auch beanstanden die Kläger die mit 64% zu hohe Ein-
beziehung der kommunalen Ebene in die Berechnungen 
des LFA. Diese Höhe sei im Gesetzgebungsprozess des 
FAG nicht hinreichend begründet. Die vorliegenden Do-
kumente über die parlamentarischen Beratungen spre-
chen allerdings gegen diesen Vorwurf. Schließlich rügen 
die Kläger die Überbeanspruchung der Zahlerländer. 
Bei einem Vergleich mit den Nehmerländern lassen die 
fi nanzausgleichsrelevanten Daten hohe Ausgleichsleis-
tungen erkennen, aber keine Übernivellierung der Finanz-
kraftabstände.

Dass mit dem Klageantrag erwünschte politische Ziel, 
ein unterstützendes Votum des BVerfG für die politischen 
Gespräche zu bekommen, würde vor allem voraussetzen, 
dass das BVerfG in absehbarer Zeit über die Klage ent-
scheidet, obwohl bereits über eine Reform des horizon-
talen Ausgleichssystems und der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen verhandelt wird. Es bleibt unbeantwortet, 
wie die mit der Klage angestrebte Reform zu einem Fi-
nanzausgleich führen kann, der „deutlich anreizgerechter 
ausgestaltet sein muss und bei dem Sparanstrengungen 
belohnt werden müssen und der die Zahlerländer nicht 
länger überbeansprucht“49.

Doch wer unter dem Begriff der Überbeanspruchung ei-
ne Entlastung auf weniger als ein Drittel seiner derzeitigen 
Zahlungsverpfl ichtungen im LFA fordert, der greift da-
mit den Eckpfeiler und Kern des verfassungsrechtlichen 
Ausgleichssystems an. Wer die solidarische Basis der 
bundesstaatlichen Verfassung derart in Frage stellt, zielt 
auf eine andere Finanzverfassung, wird für seine Vorstel-
lungen aber nicht die erforderlichen Mehrheiten fi nden.50 
Angesichts der großen Differenzen bestehen erhebliche 
Zweifel, ob die angekündigten politischen Zeitziele für ei-
nen neuen Länderfi nanzausgleich realistisch sind.

49 Ministerpräsident Seehofer in der gemeinsamen Pressekonferenz 
Hessens und Bayerns, nach Pressemitteilung der Pressestelle der 
hessischen Staatskanzlei vom 5.2.2013.

50 Vgl. Klageschrift, S. 16 ff.; Lars P. Feld, a.a.O. 
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